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Antwort 
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Drucksache 18/20028 
 
 
Der Fall C.: Welche Kenntnisse hat die Landesregierung zum Verlauf des Polizeieinsat-
zes am 8. April 2026 in Köln? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Laut Medienberichten kam es am 8. April 2026 in Köln-Deutz zu einem Polizeieinsatz, infolge-
dessen der 30-jährige C. durch Rettungskräfte reanimiert werden musste. Berichten zufolge 
befindet er sich weiterhin mit schweren gesundheitlichen Folgen im Krankenhaus und liegt 
derzeit im Koma. 
 
C. soll sich zum Zeitpunkt des Einsatzes in einer psychischen Ausnahmesituation befunden 
haben. Die Polizei sei von einem zuvor alarmierten Notarzt hinzugezogen worden. Insgesamt 
sollen acht Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte an dem Einsatz beteiligt gewesen sein1. 
 
Nach Angaben der Staatsanwaltschaft soll der Betroffene im Verlauf des Einsatzes zeitweise 
in Bauchlage fixiert worden sein, nachdem mehrere der anwesenden Polizeikräfte durch C. 
verletzt wurden. Zudem wird berichtet, dass es zur Anlegung einer sogenannten Spuckmaske 
gekommen sei und die Angehörigen während des Einsatzes aus der Wohnung beziehungs-
weise aus dem unmittelbaren Einsatzbereich verwiesen worden seien. 
 
Der Polizeieinsatz soll sich über einen Zeitraum von rund 90 Minuten erstreckt haben. Nach 
der Fixierung soll sich der gesundheitliche Zustand des Betroffenen erheblich verschlechtert 
haben, sodass C. noch vor Ort reanimiert und anschließend intensivmedizinisch behandelt 
werden musste2. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8183 mit Schreiben vom 21. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz beantwortet. 
  

 
1 https://taz.de/30-Jaehriger-nach-Polizeigewalt-im-Koma/!6181864/ 
2 https://www.ksta.de/koeln/vorwurf-der-polizeigewalt-koelner-staatsanwaltschaft-widerspricht-anwalt-
1271765 
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1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zum Ablauf des Polizeieinsatzes 
am 8. April 2026 in Köln-Deutz vor? 

 
Gemäß der Berichtslage der Kreispolizeibehörde (KPB) Köln, die den Polizeieinsatz durchge-
führt hat, seien am frühen Abend Polizeivollzugsbeamtinnen bzw. -beamte (PVB) im Zuge 
einer Amtshilfe für Einsatzkräfte der Feuerwehr bzw. des Rettungsdienstes Köln tätig gewor-
den, die sich bereits an der Einsatzörtlichkeit befunden haben sollen. Im weiteren Einsatzver-
lauf sind gegen eine betroffene Person Zwangsmaßnahmen erfolgt. Diese Person ist im Zuge 
eines Transportes reanimiert und einem Krankenhaus zugeführt worden. Die diesbezüglichen 
polizeilichen Ermittlungsmaßnahmen führte aus Neutralitätsgründen die KPB Bonn durch, die 
die Staatsanwaltschaft Köln über den Sachverhalt informierte.  
 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Köln hat dem Ministerium der Justiz unter dem 23.06.2026 
im Wesentlichen berichtet, dass bei seiner Behörde aufgrund des in der Kleinen Anfrage ge-
schilderten Sachverhalts ein Vorgang anhängig sei, der die noch andauernde Prüfung des 
Vorliegens eines strafrechtlichen Anfangsverdachts gegen die an dem Einsatz beteiligten Po-
lizei- und Rettungskräfte zum Gegenstand habe. Diese hätten den Betroffenen am frühen 
Abend des 08.04.2026 aus seiner Wohnung in Köln mit einem Krankenwagen in ein Kranken-
haus bringen wollen, wobei der Betroffene reanimationspflichtig geworden sei. 
 
Von weiteren Angaben wird mit Blick auf das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen abgesehen. 
 
 
2. Wie viele Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte wurden bei dem Einsatz verletzt? 
 
Es wurden insgesamt vier PVB verletzt. 
 
 
3. Unter welchen rechtlichen bzw. einsatztaktischen Voraussetzungen  

dürfen sogenannte Spuckmasken durch die Polizei Nordrhein-Westfalen einge-
setzt werden? 

 
Spuckschutzhauben stellen ein Hilfsmittel der körperlichen Gewalt im Sinne des § 58 Abs. 3 
des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG NRW) dar. Sie können unter Be-
achtung der Voraussetzungen zur Anwendung unmittelbaren Zwangs zur Durchsetzung einer 
(fiktiven) gefahrenabwehrenden Grundmaßnahme nach § 8 PolG NRW, die auf das Unterlas-
sen des Spuckens ausgerichtet ist, zur Anwendung kommen. Dabei sind insbesondere die §§ 
50, 51 Abs. 1 Nr. 1, 55, 57 ff. PolG NRW zu berücksichtigen. Zudem ist bei der Polizei Nord-
rhein-Westfalen die Verwendung von Spuckschutzhauben ausschließlich zur Verhinderung 
von Spuckangriffen zugelassen, sofern auch die Fesselung der betroffenen Person gemäß der 
in § 62 PolG NRW normierten Voraussetzungen zulässig ist. Eine Verwendung ist nur in Ver-
bindung mit der Fesselung vorgesehen.  
 
Das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste Nordrhein-Westfalen hat zum Einsatz von 
Spuckschutzhauben eine Handlungsanweisung erstellt und mittels Verfügung vom 19.02.2020 
alle Kreispolizeibehörden um Beachtung der Handlungsanweisung gebeten sowie darauf hin-
gewiesen, dass die Nutzung der Spuckschutzhaube ausschließlich in der darin beschriebenen 
Vorgehensweise gestattet ist. Demnach ist nach dem Anlegen der Spuckschutzhaube dafür 
Sorge zu tragen, dass der Betroffene unter ständiger Aufsicht durch die eingesetzten PVB 
steht. Eine durchgehende Kontrolle der Vitalfunktionen ist zu gewährleisten. Im Zweifelsfall ist 
die Spuckschutzhaube zu entfernen. Die Verwendung der Spuckschutzhaube ist abzubre-
chen, sofern Gesundheitsrisiken für den Betroffenen entstehen oder die rechtlichen Voraus-
setzungen nicht mehr vorliegen. Die Handlungsanweisung sieht vor, dass die Inhalte der 
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Handlungsanweisung den PVB vor einer ersten Nutzung einer Spuckschutzhaube zur Kennt-
nis zu geben und die Kenntnisnahme zu dokumentieren ist. 
 
Unter Beachtung der Rechts- und Vorschriftenlage entscheiden die PVB im Einzelfall über den 
Einsatz der Spuckschutzhaube. 
 
 
4. Welche konkreten Voraussetzungen für den Einsatz einer Spuckmaske lagen im 

Fall von C. nach Kenntnis der Landesregierung vor? 
 
Es wird auf die Beantwortung der Frage 1 verwiesen. 
 
 
5. Wie ist der aktuelle Umsetzungsstand des am 14. September 2023 im Innenaus-

schuss vorgestellten Konzeptpapiers „Kompetenzen im Umgang mit Menschen in 
psychischen Ausnahmesituationen“? 

 
Das Trainingskonzept „Menschen in psychischen Ausnahmesituationen“ (MepAs) wurde lan-
desweit in die Fortbildung der Polizei Nordrhein-Westfalen implementiert. Im Rahmen eines 
mehrschrittigen Prozesses erfolgte ab dem Jahr 2023 zunächst eine Qualifizierung der Ein-
satztrainerinnen und Einsatztrainer aller KPB sowie im Anschluss die Vermittlung der Inhalte 
als verpflichtender Bestandteil der Fortbildung der entsprechenden Zielgruppe (insbesondere 
operativ eingesetzte PVB). 
Die grundsätzlich vollumfängliche Grundbeschulung aller zielgruppenangehörigen PVB durch 
die jeweiligen Einsatztrainerinnen und Einsatztrainer der KPB wurde zum Jahresende 2025 
abgeschlossen. Entsprechend ihrer Zielgruppenzugehörigkeit trainieren die im Wachdienst 
operativ eingesetzten PVB seitdem wiederkehrend und fortlaufend die Inhalte als festen Be-
standteil des jährlich zu absolvierenden Einsatztrainings „ET NRW“.  
 
Eine zielgruppenspezifische kontinuierliche und praxisnahe Fortbildung der PVB ist damit 
langfristig gewährleistet. 
 
 


